
Amt für Integration und
interkulturelle Angelegenheiten

Schriften zur Integration
– Heft 5 –

Anlauf- und Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung
 – Antidiskriminierungsstelle –

Stadt der Vielfalt



Impressum

Herausgeber: Stadt Bielefeld  
Der Oberbürgermeister 
Amt für Integration und interkulturelle Angelegenhei-
ten
Neues Rathaus 
Niederwall 23, 33602 Bielefeld 

Email: amtfuerintegration@bielefeld.de 

Verantwortlich für den 
Inhalt:

Karl-Heinz Voßhans 
Leiter des Amtes für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten 

Gestaltung: Stadt Bielefeld 

Druck: Stadt Bielefeld 

© 1. Auflage, 2010 – Stadt Bielefeld – Amt für Integra-
tion und interkulturelle Angelegenheiten – 



AAnnttiiddiisskkrriimmiinniieerruunnggsssstteellllee
BBiieelleeffeelldd

AAAnnnlllaaauuufff--- uuunnnddd BBBeeesssccchhhwwweeerrrdddeeesssttteeelllllleee
fffüüürrr OOOpppfffeeerrr vvvooonnn DDDiiissskkkrrriiimmmiiinnniiieeerrruuunnnggg

nnnaaaccchhh dddeeemmm AAAGGGGGG

SSttaaddtt BBiieelleeffeelldd
AAmmtt ffüürr IInntteeggrraattiioonn uunndd iinntteerrkkuullttuurreellllee

AAnnggeelleeggeennhheeiitteenn
170.01 

Neues Rathaus 
Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Ansprechpartner: Emir Ali Sa
Tel.: 0521 / 51 68 05 

Email: amtfuerintegration@bielefeld.de 





AAnnttiiddiisskkrriimmiinniieerruunnggsssstteellllee BBiieelleeffeelldd
Anlauf- und Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung 

Konzept

I Vorbemerkungen

1. Am 15.07.1996 hat der Rat der Europäischen Union die Gemeinsame 
Maßnahme 96/443/Jl zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit angenommen, mit der sich die Mitgliedsstaaten verpflichten, eine 
wirksame justitielle Zusammenarbeit bei Vergehen, die z. B. auf fremden-
feindlichen Verhaltensweisen beruhen, zu gewährleisten. Um die Entwick-
lung demokratischer und toleranter Gesellschaften zu gewährleisten, die 
allen Menschen – ohne Unterschied der ethnischen Herkunft – eine Teil-
habe ermöglicht, sollen spezifische Maßnahmen zur Bekämpfung von Dis-
kriminierung über die Gewährleistung des Zugangs zu unselbständiger 
und selbständiger Erwerbstätigkeit hinausgehen und auch Aspekte wie 
Bildung, Sozialschutz einschließlich sozialer Sicherheit und der Gesund-
heitsdienste, soziale Vergünstigungen, Zugang zu und Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen, mit abdecken. 

2. Art. 13 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft in 
der Fassung des Vertrages vom Amsterdam vom 02.10.1997, in Kraft ge-
treten ab 01.05.1999, besagt, dass der Rat „unbeschadet der sonstigen 
Bestimmungen dieses Vertrags“ … „im Rahmen der durch den Vertrag auf 
die Gemeinschaft übertragenen Zuständigkeiten auf Vorschlag der Kom-
mission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig ge-
eignete Vorkehrungen treffen“ kann, „um Diskriminierungen aus Gründen 
des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
zu bekämpfen.“ Auf Grundlage des Art. 13 hat die Europäische Union vier 
Richtlinien beschlossen, die es verbieten, Menschen auf Grund von ver-
schiedenen individuellen Merkmalen zu diskriminieren (siehe hierzu auch 
Anlage 1):  

1. Richtlinie 2000/43/EG des Rates der Europäischen Union vom 
29.06.2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne 
Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft (= sog. „Antiras-
sismusrichtlinie“): Die Richtlinie verbietet jede Benachteiligung wegen 
der ethnischen Herkunft – sowohl in allen Bereichen der Arbeitswelt 
als auch beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen –. 

2. Richtlinie 2000/78/EG des Rates der Europäischen Union vom 
27.11.2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Ver-
wirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (= sog. 
„Rahmenrichtlinie“): Die Richtlinie verbietet es, Menschen auf Grund 
ihrer Religion oder Weltanschauung, ihres Alters, einer Behinderung 
oder ihrer sexuellen Identität in der Arbeitswelt zu benachteiligen. 

3. Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
der Europäischen Union vom 23.09.2002 zur Änderung der Richtlinie 
76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der 



Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des Zugangs 
zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg 
sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen und  

4. Richtlinie 2004/113/EG des Rates der Europäischen Union vom 
13.12.2004 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen beim Zugang zu und bei der Versor-
gung mit Gütern und Dienstleistungen (= sog. „Geschlechterrichtli-
nien“):  

Diese Richtlinien verbieten Benachteiligungen auf Grund des Geschlechts 
– egal ob weiblich oder männlich –. Die Richtlinie 2002/73/EG verbietet 
Diskriminierung in der Arbeitswelt, die Richtlinie 2004/113/EG verbietet 
Diskriminierung beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen. 

Alle Richtlinien geben vor, dass Menschen, die auf Grund eines der ge-
nannten Merkmale benachteiligt worden, die Möglichkeit haben müssen, 
dagegen – zum Beispiel vor Gericht – vorzugehen. Diskriminierungen 
müssen geahndet werden – entweder strafrechtlich oder durch einen an-
gemessenen Schadensersatz für die Opfer –.  

Die vg. vier Richtlinien mussten in deutsches Recht umgesetzt werden. 

3. Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) vom 14.08.2006, zuletzt 
geändert durch Art. 19 Abs. 10 des Gesetzes vom 12.12.2007 (BGBl. I S. 
2840), dessen Ziel es gemäß § 1 ist, „Benachteiligungen … wegen der 
ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern 
oder zu beseitigen“, ist Bestandteil des „Gesetzes zur Umsetzung Europä-
ischer Richtlinien zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung vom 14.08.2006“. Es ist am 18.08.2006 in Kraft getreten. Das „Ge-
setz zur Umsetzung Europäischer Richtlinien zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung“ setzt die unter Ziffer 2 genannten 
vier Richtlinien der Europäischen Union in nationales Recht um. 

4. Gemäß der Aufgabengruppe für das Amt für Integration und interkulturel-
le Angelegenheiten zählt zu den Aufgabenstellungen die Wahrnehmung 
von Aufgaben einer „Beschwerdestelle für Diskriminierungsopfer nach 
dem AGG“ (vgl. Anlage zur Organisationsverfügung vom 02.01.2008). 

Das Angebot der Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung in Bielefeld 
richtet sich an Menschen mit Zuwanderungsgeschichte bei (evtl.) Diskriminie-
rung bzw. Belästigung aus Gründen der ethnischen Herkunft, der Hautfarbe, 
der Sprache, der Religion oder Weltanschauung und umfasst auch damit zu-
sammenhängende allgemeine Aufgabenstellungen wie Aufklärung, Dokumen-
tation, Öffentlichkeitsarbeit etc. (siehe im Detail Ziffer 3). 

II Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung – 
Antidiskriminierungsstelle für Bielefeld –

Die nachfolgenden Regelungen konkretisieren den Arbeitsauftrag, die Zustän-
digkeit und die Aufgaben des Amtes für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten.



 1. Kommunale Antidiskriminierungsarbeit

Chancengleichheit, die Förderung von Vielfalt und Integration und die Be-
kämpfung von Diskriminierung sind wichtige Anliegen und Aufgabenstel-
lungen vor allem auch auf kommunaler Ebene.  

Die Stadt Bielefeld fördert die Achtung der Gleichheit vor dem Gesetz und 
den Schutz der Menschen vor Diskriminierung als verbindliche Menschen-
rechte und bekennt sich damit ausdrücklich zu den Richtlinien der Euro-
päischen Union (vgl. Ziffer I.2) und zum Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG). Sie erachtet kommunale Antidiskriminierungsarbeit als 
wichtigen Baustein für die Entwicklung hin zu einer demokratischen und 
toleranten Stadtgesellschaft, die den hier lebenden Menschen ohne Un-
terschied der ethnischen Herkunft eine Teilhabe ermöglicht und sie hier-
bei unterstützt.

Säulen kommunaler Antidiskriminierungsarbeit sind teilweise bereits ge-
schaffen (siehe hierzu z. B. die städt. Gleichstellungsstelle, die Bera-
tungsstelle für Menschen mit Behinderung im Amt für soziale Leistungen 
– Sozialamt –.  

Mit der Gründung des Amtes für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten hat sich die Stadt Bielefeld entschieden, das Spektrum kom-
munaler Antidiskriminierungsarbeit speziell für Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte und mit Diskriminierung wegen ihrer ethnischen Her-
kunft, ihrer Hautfarbe, ihrer Religion oder Weltanschauung stärker in den 
Focus zu nehmen.  

Die Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung – Antidiskriminie-
rungsstelle für Bielefeld – im Amt für Integration und interkulturelle An-
gelegenheiten steht als Anlauf- und Beratungsstelle allen Menschen offen, 
die wegen ihrer ethnischen Herkunft, ihrer Hautfarbe, ihrer Sprache, ihrer 
Religion oder Weltanschauung diskriminiert werden – aber auch für Zeu-
gen, die einen Diskriminierungsfall beobachtet haben. Für alle anderen 
Gründe wie Behinderung, Alter, Geschlecht oder sexuelle Identität gibt es 
weitere Stellen in der Stadtverwaltung. 

2. Ziel der Beschwerdestelle für Opfer für Diskriminierung

Ziel der Arbeit der Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung ist es 
insbesondere, eine Verbesserung der jeweiligen persönlichen Situation zu 
erreichen und einen Beitrag für das friedliche und tolerante Zusammenle-
ben in Bielefeld zu leisten. Dies erfolgt insbesondere durch 

Beratung und Hilfe im Einzelfall,  
Dokumentation und Auswertung,  
Vernetzung und Kooperation,  
Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung arbeitet unter Beach-
tung folgender Grundprinzipien: 



Sie unterliegt der Schweigepflicht aus § 203 StGB 1.
Für ihre Arbeit ist Vertraulichkeit oberstes Gebot  
Sie handelt im Auftrag Betroffener, wenn sie von ihnen dazu autori-
siert wird.  
Sie leistet keine anwaltschaftliche Vertretung. 

3. Zielgruppe und Ausrichtung der Arbeit

Die Arbeit der Beschwerdestelle richtet sich – vorbehaltlich des nachfol-
genden Aufgabenkataloges –  

1 § 203 StGB Verletzung von Privatgeheimnissen 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  
1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die Be-

rufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirt-

schaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mit-
glied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder 
Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer Beratungs-
stelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts aner-
kannt ist, 

4a. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des Schwanger-
schaftskonfliktgesetzes, 

5.   staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder 
6.  Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer 

privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Le-
bensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  
1. Amtsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Untersuchungsaus-

schusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, 
oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten 
auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wis-
senschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, 

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzel-
angaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekannt 
gegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 
(2a) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für den Datenschutz unbefugt ein 
fremdes Geheimnis im Sinne dieser Vorschriften offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 Genann-
ten in dessen beruflicher Eigenschaft anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist und von dem 
er bei der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz Kenntnis erlangt hat. 
(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskam-
mer gleich. Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die 
Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 und den in 
Satz 1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses Verpflichteten ferner 
gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass erlangt hat. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des 
Betroffenen unbefugt offenbart. 
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder ei-
nen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 



hinsichtlich des Personenkreises an Menschen mit Zuwanderungsge-
schichte. Als Menschen mit Zuwanderungsgeschichte gelten all dieje-
nigen, die entweder Ausländerin bzw. Ausländer sind, selbst zuge-
wandert (zum Beispiel Aussiedlerin bzw. Aussiedler) sind oder die ei-
nen Elternteil haben, der im Ausland geboren und nach Deutschland 
zugewandert ist 2. Sie steht in gleicher Weise Zeugen offen, die einen 
Diskriminierungsfall beobachtet haben.
hinsichtlich des Grundes einer Diskriminierung bzw. Belästigung i. S. 
d. Kap. I, Art. 2 der Richtlinie 2000/43/EG vom 29.06.2000 (sog. 
„Antirassismusrichtlinie“)) bzw. einer Benachteiligung i. S. d. § 1 AGG 
insbes. auf die Beratung und Unterstützung von Personen im Falle 
von Benachteiligungen aus Gründen der ethnischen Herkunft, der 
Hautfarbe, der Sprache, der Religion oder Weltanschauung und die 
damit zusammenhängenden allgemeinen Aufgabenstellungen wie 
Aufklärung, Dokumentation, Öffentlichkeitsarbeit etc.  

Bei Diskriminierung, Belästigung bzw. Benachteiligung aus anderen Grün-
den, insbes. wegen einer Behinderung, des Alters, des Geschlechts oder 
der sexuellen Identität von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte ko-
operiert die Beschwerdestelle im Amt für Integration und interkulturelle 
Angelegenheiten unter anderem mit weiteren hierfür grundsätzlich zu-
ständigen (städt. Dienst-)Stellen (z. B.  Gleichstellungsstelle, Amt für 
Personal, Organisation und Zentrale Leistungen, Amt für soziale Leistun-
gen – Sozialamt –) bzw. vermittelt an die hierfür zuständigen (kommuna-
len) Stellen.  

4. Definitionen im Zusammenhang mit kommunaler Antidiskriminierungsar-
beit

Der Arbeit der Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung liegen fol-
gende Definitionen und Grundlagen zugrunde: 

Diskriminierung (siehe Kap. I, Art. 2 der Richtlinie 2000/43/EG vom 
29.06.2000 (sog. „Antirassismusrichtlinie“)): 

Unmittelbare Diskriminierung: Sie liegt vor, wenn eine Person auf-
grund ihrer Rasse oder ethnischen Herkunft in einer vergleichbaren 
Situation eine weniger günstige Behandlung als eine andere Person 
erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 
Mittelbare Diskriminierung: Sie liegt vor, wenn dem Anschein nach 
neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen, die einer 
Rasse oder ethnischen Gruppe angehören, in besonderer Weise 
benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich 
gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels an-
gemessen und erforderlich. 

Belästigung: Sie liegt vor bei unerwünschten Verhaltensweisen, die 
im Zusammenhang mit einer Rasse oder der ethnischen Herkunft ei-

2 http://www.mgffi.nrw.de/presse/ pressemitteilungen/pm2006/pm061123b/index.php (Pressemittei-
lung vom 23.11.2006) 



ner Person stehen und bezwecken oder bewirken, dass die Würde der 
betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen ge-
kennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. Eine Belästigung im vorste-
hend beschriebenen Sinne gilt als Diskriminierung.  

Benachteiligung (siehe § 3 AGG): 

Unmittelbare Benachteiligung: Sie liegt vor, wenn eine Person we-
gen eines in § 1 AGG genannten Grundes eine weniger günstige 
Behandlung erfährt, als eine andere Person in einer vergleichbaren 
Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine unmittel-
bare Benachteiligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 AGG auch im Falle einer ungünstigeren Behand-
lung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor. 
Mittelbare Benachteiligung: Sie liegt vor, wenn dem Anschein nach 
neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen ei-
nes in § 1 AGG genannten Grundes gegenüber anderen Personen 
in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die 
betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Er-
reichung dieses Ziels angemessen und erforderlich. 

Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 
AGG genannten Grund gilt als Benachteiligung. Eine solche Anwei-
sung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 AGG insbesondere vor, 
wenn jemand eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das einen 
Beschäftigten oder eine Beschäftigte wegen eines in § 1 AGG genann-
ten Grundes benachteiligt oder benachteiligen kann. 

Belästigung: Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn uner-
wünschte Verhaltensweisen, die mit einem in § 1 AGG genannten 
Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die 
Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterun-
gen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidi-
gungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

Sexuelle Belästigung: Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteili-
gung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 AGG, wenn ein unerwünsch-
tes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle 
Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte kör-
perliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie uner-
wünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von pornographischen 
Darstellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der 
betreffenden Person verletzt wird, insbesondere, wenn ein von Ein-
schüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen o-
der Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

5. Zuständigkeiten und Aufgaben der Beschwerdestelle für Opfer von Dis-
kriminierung Bielefeld

Zu den Aufgaben der Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung – 
Antidiskriminierungsstelle Bielefeld – zählen insbesondere 



1. Beratung und Hilfe im Einzelfall  

Opfer von Diskriminierung, evtl. Zeugen etc. können sich persönlich, 
schriftlich, mündlich – nach entsprechender Terminvereinbarung – 
oder auch anonym an die Beschwerdestelle wenden. 

Anlauf- und Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung – un-
beschadet deren evtl. weitergehender Rechte und Ansprüche –: 

- Fallaufnahme und Klärung des Beschwerdeverlaufs. 
- Erstellen einer Situationsanalyse, Entwicklung einer ersten 

Handlungsstrategie in Abstimmung mit der Klientel und ver-
bindliche Abstimmung zum weiteren Vorgehen einschließlich 
Zielklärung. 

- Einholung evtl. Stellungnahme von Beteiligten, von der Gegen-
seite, Anhörung evtl. Zeuginnen bzw. Zeugen. 

- Erarbeitung von Handlungsvorschlägen auf der Grundlage der 
Eingabe, des Berichts der bzw. des Betroffenen und der – ein-
geholten bzw. vorliegenden – Stellungnahmen mit dem Ziel, 
mit allen Beteiligten die bestmögliche Lösung zu finden, Ver-
einbarung weiterer Beratungs- und Informationsgespräche. 

- Schlichtungsstelle – soweit von den Opfern von Diskriminie-
rung gewünscht –. 

Beratung und Unterstützung von Opfern von Diskriminierung  

- in den zur Durchsetzung evtl. Rechte bzw. Ansprüche vorgese-
henen Verwaltungs- und Gerichtsverfahren; dies setzt die Ein-
willigung der Opfer von Diskriminierung voraus. 

- Folgenberatung bei Bedarf an psychosozialer Unterstützung 
und Reflexion. 

- Verweisvermittlung an andere Stellen. 
- Vermittlung von Mediatorinnen bzw. Mediatoren. 

Unterstützung bei der Suche und Inanspruchnahme anwaltlicher 
Hilfe zur Geltendmachung ggf. bestehender Ansprüche.  

2. Dokumentation und Auswertung  

Lokale Dokumentation der „Diskriminierungsfälle“, u. a. zur Situati-
onsverbesserung und um auf evtl. strukturelle Schwachstellen in Bie-
lefeld hinweisen zu können. 

Bewertung der örtlichen Situation und evtl. Maßnahmen Dritter sowie 
der Stadt Bielefeld. 

3. Vernetzung und Kooperation.  

Kooperation mit anderen Antidiskriminierungsstellen. 

Ggf. Zusammenarbeit, Information mit anderen – insbesondere 



auch überörtlichen – Antidiskriminierungsstellen, z. B. Antidiskri-
minierungsstelle des Bundes (vgl. hierzu auch § 25 AGG). 

Kooperation mit Selbsthilfeinitiativen/-projekten. 

4. Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit 

Förderung der Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung aller Personen ohne Diskriminierung aufgrund der Rasse oder 
der ethnischen Herkunft. 

Lokale Öffentlichkeitsarbeit, insbesondere  

- Information der Öffentlichkeit zu den überstaatlichen und 
staatlichen Regelungen und Bestimmungen zur Bekämpfung 
von Rassismus und Diskriminierung, allgemeine Aufklärung. 

- Kommunikation von Diskriminierung, Belästigung bzw. Benach-
teiligung in die Öffentlichkeit. 

Bildungs- und Sensibilisierungsarbeit, z. B. mittels Fachtagungen, 
Workshops, Informationsveranstaltungen, Reflexions- und Selbst-
hilfegruppen. 

Regelmäßige Berichterstattung über die Arbeit der Beschwerdestel-
le für Diskriminierungsopfer, Erarbeitung von Handlungsempfeh-
lungen gegenüber Integrationsrat,  Hauptausschuss, Rat der Stadt 
Bielefeld. 

6.

6.1

6.2

Struktur der Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung

Beschwerdestelle

Die Anlauf- und Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung (siehe 
hierzu Ziffer II.3) ist im Amt für Integration und interkulturelle Angele-
genheiten in der Geschäftsstelle des Integrationsrates  eingerichtet. 

Beirat

Die Arbeit der Beschwerdestelle wird  

zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftlich relevanten Organisa-
tionen und Gruppen, 
zur Beratung der Beschwerdestelle für Opfer von Diskriminierung 
und
aus Gründen einer möglichst großen Effektivität und Zielerreichung, 
aus Gründen einer möglichst fachkompetenten Unterstützung und 
Begleitung und
mit dem Ziel einer breiten, auch öffentlichen Akzeptanz, 

durch einen Beirat begleitet, in dem Vertreterinnen bzw. Vertreter fol-
gender Institutionen bzw. Stellen repräsentiert sein sollten: 



Vorsitzende bzw. Vorsitzender des Integrationsrates der Stadt Biele-
feld (= Vorsitz des Beirates). 
Vertreterin bzw. Vertreter der Kirchen in Bielefeld. 
Vertreterin bzw. Vertreter der Handwerkskammer Ostwestfalen-
Lippe zu Bielefeld, der Industrie- und Handelskammer Ostwestfalen-
Lippe zu Bielefeld. 
Gewerkschaftliche Vertreterin bzw. gewerkschaftlicher Vertreter.  
Vertreterin bzw. Vertreter des Hotel- und Gaststättenverbandes Bie-
lefeld. 
Vertreterin bzw. Vertreter der Stadt Bielefeld – Ordnungsamt –. 

Die Arbeit des Beirates soll soweit möglich wissenschaftlich durch die 
Fachhochschule Bielefeld – Fachbereich Sozialwesen – begleitet werden.
Der Beirat kann bei Bedarf weitere Expertinnen und Experten in Be-
nachteiligungsfragen befragen und zu seinen Beratungen hinzuziehen. 

Der Beirat soll möglichst zu gleichen Teilen mit Frauen und Männern be-
setzt sein. 

Der Beirat kann bei der Vorlage von Berichten und Empfehlungen der 
Beschwerdestelle – insbesondere zur Vorlage für den Integrationsrat, 
Hauptausschuss, ggf. Rat der Stadt – eigene Vorschläge unterbreiten. 

Die Geschäftsführung für den Beitrat obliegt der Beschwerdestelle für 
Opfer von Diskriminierung im Amt für Integration und interkulturelle – 
Geschäftsstelle des Integrationsrates. 

Der Beirat informiert zur Förderung der Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung aller Personen ohne Diskriminierung aufgrund der 
ethnischen Herkunft, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion oder 
Weltanschauung und im Sinne einer lokalen Öffentlichkeitsarbeit zum 
Zwecke der Information und Sensibilisierung in regelmäßigen Abständen 
die Bielefelder Medien. 



Anlage 1
Richtlinien der Europäischen Union

1. Die Richtlinie 2000/43/EG des Rates der Europäischen Union vom 29.06.2000 zur An-
wendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft (vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
19.07.2000, L 180/22 ff.) (= sog. „Antirassismusrichtlinie“) stellt u. a. heraus, dass 
„die Gleichheit vor dem Gesetz und der Schutz aller Menschen vor Diskriminierung“ … 
„allgemeines Menschenrecht ist“ und dass „Diskriminierung aus Gründen der Rasse 
oder der ethnischen Herkunft“ … „die Verwirklichung der im EG-Vertrag festgelegten 
Ziele“ …, „insbesondere die Erreichung eines hohen Beschäftigungsniveaus und eines 
hohen Maßes an sozialem Schutz, die Hebung des Lebensstandards und der Lebens-
qualität, den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt sowie die Solidarität“ un-
terminieren können und dass ferner „das Ziel der Weiterentwicklung der Europäischen 
Union zu einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts beeinträchtigt wer-
den“ kann. 

Nach Kapitel I, Art. 3 der Richtlinie gilt diese im Rahmen der auf die Europäische Ge-
meinschaft übertragenen Zuständigkeiten für alle Personen in öffentlichen und priva-
ten Bereichen, einschließlich öffentlicher Stellen, in Bezug auf 

a) die Bedingungen – einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen – 
für den Zugang zu unselbständiger und selbständiger Erwerbstätigkeit, unabhän-
gig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg; 

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der 
Beraufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung 
einschließlich der praktischen Berufserfahrung; 

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Entlassungsbedingen 
und Arbeitsentgelt; 

d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberorgani-
sation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe 
angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Organisa-
tionen; 

e) den Sozialschutz einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdiens-
te;

f) die sozialen Vergünstigungen; 

g) die Bildung; 

h) den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum. 

Nach Kapitel I, Art. 2 der Richtlinie bedeutet 

„Gleichbehandlungsgrundsatz“, dass es keine unmittelbare oder mittelbare Dis-
kriminierung aus Gründen der Rasse oder ethnischen Herkunft geben darf. 

„unmittelbare Diskriminierung“, wenn eine Person aufgrund ihrer Rasse oder eth-
nischen Herkunft in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behand-
lung als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 

„mittelbare Diskriminierung“, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kri-
terien oder Verfahren Personen, die einer Rasse oder ethnischen Herkunft ange-



hören, in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich 
gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und er-
forderlich. 

„unerwünschte Verhaltensweise“, die im Zusammenhang mit der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft einer Personen stehen und bezwecken oder bewirken, dass 
die Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, An-
feindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichne-
tes Umfeld geschaffen wird, eine Belästigung, die als Diskriminierung im vorste-
hend genannten Sinne gilt. In diesem Zusammenhang können die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union den Begriff „Belästigung“ im Einklang mit den einzelstaat-
lichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten definieren. 

„Anweisung zu einer Diskriminierung“ einer Person aus Gründen der Rasse oder 
der ethnischen Herkunft Diskriminierung im oben genannten Sinn. 

Nach Kapitel I, Art. 13 der Richtlinie bezeichnet jeder Mitgliedsstaat eine oder mehrere 
Stellen, deren Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung aller Personen ohne Diskriminierung auf Grund der Rasse oder der ethni-
schen Herkunft zu fördern. Diese Einrichtungen können Teil einer Einrichtung sein, die 
auf nationaler Ebene für den Schutz der Menschenrechte oder der Rechte des Einzel-
nen zuständig ist. Die Mitgliedsstaaten stellen sicher, dass es zu den Zuständigkeiten 
dieser Stellen gehört,  

unbeschadet der Rechte der Opfer und der Verbände, der Organisationen oder 
anderer juristischer Personen nach Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie die Opfer von Dis-
kriminierungen auf unabhängige Weise dabei zu unterstützen, ihrer Beschwerde 
wegen Diskriminierung nachzugehen; 

unabhängige Untersuchungen zum Thema der Diskriminierung durchzuführen; 

unabhängige Berichte zu veröffentlichen und Empfehlungen zu allen Aspekten 
vorzulegen, die mit diesen Diskriminierungen in Zusammenhang stehen.  

2. Die Richtlinie 2000/78/EG des Rates der Europäischen Union vom 27.11.2000 zur 
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf (= sog. „Rahmenrichtlinie“) besagt u. a., dass die Gemein-
schaft bei der Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung gem. Art. 3 Abs. 2 
des EG-Vertrages bemüht ist, „Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von 
Männern und Frauen zu fördern, zumal Frauen häufig Opfer mehrfacher Diskriminie-
rung sind“ und dass „die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und der Schutz vor 
Diskriminierung“ … „ein allgemeines Menschenrecht“ ist, das in der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte, im VN-Übereinkommen zur Beseitigung aller Formen der 
Diskriminierung von Frauen, im Internationalen Pakt der VN über bürgerliche und poli-
tische Rechte, im Internationalen Pakt der VN über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte sowie in der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, die von allen Mitgliedssaaten unterzeichnet wurden, anerkannt 
ist. Die Richtlinie weist ferner u. a. darauf hin, dass in den vom Europäischen Rat auf 
seiner Tagung am 10. und 11.12.1999 vereinbarten beschäftigungspolitischen Leitli-
nien für 2000 die Notwendigkeit unterstrichen worden sei, „einen Arbeitsmarkt zu 
schaffen, der die soziale Eingliederung fördert, in dem ein ganzes Bündel aufeinander 
abgestimmter Maßnahmen getroffen wird, die darauf abstellen, die Diskriminierung 
von benachteiligten Gruppen, wie den Menschen mit Behinderung, zu bekämpfen.“ 
Ferner wird betont, dass der Unterstützung älterer Arbeitnehmer mit dem Ziel der Er-
höhung ihres Anteils an der Erwerbsbevölkerung besondere Aufmerksamkeit gebührt. 
Beschäftigung und Beruf sind nach der vg. Richtlinie Bereiche, „die für die Gewährleis-
tung gleicher Chancen für alle und für eine volle Teilhabe der Bürger am wirtschaftli-



chen, kulturellen und sozialen Leben sowie für die individuelle Entfaltung von ent-
scheidender Bedeutung sind.“ Die Richtlinie weist darüber hinaus auf die Richtlinie 
2000/43/EG vom 29.06.2000 (s. hierzu Ziffer 2.1) zur Anwendung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft hin, die 
bereits einen Schutz vor Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf gewährleistet.  

Nach Kapitel I, Art. 1 der Richtlinie ist ihr Zweck „die Schaffung eines allgemeines 
Rahmens zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen der Religion oder der Weltan-
schauung, einer Behinderung, des Alters oder sexuellen Ausrichtung im Beschäftigung 
und Beruf im Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in 
den Mitgliedsstaaten.“ 

Nach Kapitel I, Art. 3 der Richtlinie gilt diese im Rahmen der auf die Gemeinschaft ü-
bertragenen Zuständigkeiten „für alle Personen in öffentlichen und privaten Bereichen, 
einschließlich öffentlicher Stellen, in Bezug auf 

a) die Bedingungen – einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen – 
für den Zugang zu unselbständiger und selbständiger Erwerbstätigkeit, unabhän-
gig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, einschließlich des beruflichen Auf-
stiegs;

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der 
Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung, 
einschließlich der praktischen Berufserfahrung; 

c) die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der Entlassungsbedin-
gungen und des Arbeitsentgelts; 

d) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Arbeitgeberorgani-
sation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe 
angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Organisa-
tion. 

Nach Kapitel II, Art. 2 der Richtlinie bedeutet 

„Gleichbehandlungsgrundsatz“, dass es keine unmittelbare oder mittelbare Dis-
kriminierung wegen eines der in Kapitel I, Art. 1 genannten Gründe geben darf. 

„unmittelbare Diskriminierung“, wenn eine Person wegen eines der in Kapitel I, 
Art. 1 genannten Gründe in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige 
Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren 
würde.

„mittelbare Diskriminierung“, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kri-
terien oder Verfahren Personen mit einer bestimmten Religion oder Weltanschau-
ung, einer bestimmten Behinderung, eines bestimmten Alters oder mit einer be-
stimmten sexuellen Ausrichtung gegenüber anderen Personen in besonderer Wei-
se benachteiligen können, es sei denn,  

- diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel 
sachlich gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels ange-
messen und erforderlich, oder 

- der Arbeitgeber oder jede Person oder Organisation, auf die diese Richtlinie 
Anwendung findet, ist im Falle von Personen mit einer bestimmten Behinderung 
aufgrund des einzelstaatlichen Rechts verpflichtet, geeignete Maßnahmen ent-
sprechend den in Art. 5 enthaltenen Grundsätzen (= Angemessene Vorkehrun-
gen für Menschen mit Behinderung) vorzusehen, um die sich durch diese Vor-



schrift, dieses Kriterium oder dieses Verfahren ergebenden Benachteiligungen 
zu beseitigen. 

„Belästigung“ eine unerwünschte Verhaltensweise, die in einem der Gründe nach 
Kapitel I, Art. 1 in Zusammenhang stehen und bezwecken oder bewirken, dass die 
Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfein-
dungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes 
Umfeld geschaffen wird, die als Diskriminierung im oben genannten Sinne gilt. In 
diesem Zusammenhang können die Mitgliedstaaten den Begriff „Belästigung“ im 
Einklang mit den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten defi-
nieren.

„Anweisung zu einer Diskriminierung“ einer Person wegen eines der Gründe nach 
Kapitel I, Artikel 1 der Richtlinie Diskriminierung im oben genannten Sinn. 

3. Die Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates der Europäi-
schen Union vom 23.09.2002 zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur 
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hin-
sichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (= sog. „Geschlechterrichtlinie“) legt 
in ihren Änderungen u. a. fest, dass die Mitgliedsstaaten „aktiv das Ziel der Gleichstel-
lung von Frauen und Männern bei der Formulierung und Umsetzung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, Politiken und Tätigkeiten“ berücksichtigen, dass der „Grund-
satz der Gleichbehandlung“ beinhaltet, dass keine unmittelbare oder mittelbare Dis-
kriminierung auf Grund des Geschlechts – insbesondere unter Bezugnahme auf den 
Ehe-  oder Familienstand – erfolgen darf.  

Im Sinne der Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

„unmittelbare Diskriminierung“, wenn eine Person aufgrund ihres Geschlechts in 
einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 
andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 

„mittelbare Diskriminierung“, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kri-
terien oder Verfahren Personen, die einem Geschlecht angehören, in besonderer 
Weise gegenüber Personen des anderen Geschlechts benachteiligen können, es 
sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses 
Ziel angemessen und erforderlich. 

„Belästigung“ eine unerwünschte geschlechtsbezogene Verhaltensweise gegen-
über einer Person, die bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden 
Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 
Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

„sexuelle Belästigung“ jede Form von unerwünschtem Verhalten sexueller Natur, 
das sich in unerwünschter verbaler, nicht-verbaler oder physischer Form äußert 
und das bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person verletzt 
wird, insbesondere, wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigun-
gen, Entwürdigungen und Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird. 

„Belästigung“ und „sexuelle Belästigung“ im Sinne der Richtlinie gelten als Diskriminie-
rung auf Grund des Geschlechts und sind daher verboten. Die Anweisung zur Diskrimi-
nierung einer Person auf Grund des Geschlechts gilt – ebenfalls – als Diskriminierung 
im Sinne der Richtlinie. 

4. Die Richtlinie 2004/113/EG des Rates der Europäischen Union vom 13.12.2004 zur 



Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim 
Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen (= sog. „Ge-
schlechterrichtlinie“) hat nach Kapitel I, Art. 1 „die Schaffung eines Rahmens für die 
Bekämpfung geschlechtsspezifischer Diskriminierungen beim Zugang zu und der Ver-
sorgung mit Gütern und Dienstleistungen zur Umsetzung des Grundsatzes der Gleich-
behandlung von Männern und Frauen in den Mitgliedsstaaten“ zum Zweck. 

Nach Kapitel I, Art. 3 gilt die Richtlinie im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertra-
genen Zuständigkeiten für alle Personen, die Güter und Dienstleistungen bereitstellen, 
die der Öffentlichkeit ohne Ansehen der Person zur Verfügung stehen, und zwar in öf-
fentlichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher Stellen, und die außerhalb 
des Bereichs des Privat- und Familienlebens und der in diesem Kontext stattfindenden 
Transaktionen angeboten werden. 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet  

„unmittelbare Diskriminierung“, wenn eine Person aufgrund ihres Geschlechts in 
einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 
andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 

„mittelbare Diskriminierung“, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kri-
terien oder Verfahren Personen, die einem Geschlecht angehören, in besonderer 
Weise gegenüber Personen des anderen Geschlechts benachteiligen können, es 
sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses 
Ziel angemessen und erforderlich. 

„Belästigung“ eine unerwünschte geschlechtsbezogene Verhaltensweise gegen-
über einer Person, die bezwecken oder bewirken, dass die Würde der betreffenden 
Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, 
Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

„sexuelle Belästigung“ jede Form von unerwünschtem Verhalten sexueller Natur, 
das sich in verbaler, nicht-verbaler oder physischer Form äußert und das bezweckt 
oder bewirkt, dass die Würde der betreffenden Person verletzt wird, insbesondere, 
wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Sinne der Richtlinie 
bedeutet,

a) dass keine unmittelbare Diskriminierung auf Grund des Geschlechts, auch keine 
Schlechterstellung von Frauen aufgrund von Schwangerschaft oder Mutterschaft, 
erfolgen darf; 

b) dass keine mittelbare Diskriminierung auf Grund des Geschlechts erfolgen darf. 

„Belästigung“ und „sexuelle Belästigung“ im Sinne der Richtlinie gelten als Diskriminie-
rung auf Grund des Geschlechts und sind daher verboten. Die Zurückweisung oder 
Duldung solcher Verhaltensweisen darf nicht als Grundlage für eine Entscheidung he-
rangezogen werden, die diese Person berührt. Eine Anweisung zur unmittelbaren oder 
mittelbaren Diskriminierung auf Grund des Geschlechts gilt – ebenfalls – als Diskrimi-
nierung im Sinne der Richtlinie.  



Anlage 2

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
AGG

Ausfertigungsdatum: 14.08.2006 

Vollzitat: "Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1897), zu-
letzt geändert durch Artikel 19 Abs. 10 des Gesetzes vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 
2840)" 3

Stand: Zuletzt geändert durch Art. 19 Abs. 10 G v. 12.12.2007 I 2840 

Abschnitt 1 

Allgemeiner Teil 

§ 1 Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen. 

§ 2 Anwendungsbereich 

(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach Maßgabe dieses Gesetzes 
unzulässig in Bezug auf:  

1. die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, für den 
Zugang zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätig-
keitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg, 

2. die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsentgelt und Entlas-
sungsbedingungen, insbesondere in individual- und kollektivrechtlichen Vereinbarungen 
und Maßnahmen bei der Durchführung und Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses 
sowie beim beruflichen Aufstieg, 

3. den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbildung ein-
schließlich der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung sowie 
der praktischen Berufserfahrung, 

4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung o-
der einer Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, ein-
schließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Vereinigungen, 

5. den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste, 
6. die sozialen Vergünstigungen, 
7. die Bildung, 
8. den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit 

zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum. 

(2) Für Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch gelten § 33c des Ersten Buches Sozialgesetz-
buch und § 19a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Für die betriebliche Altersvorsorge gilt 
das Betriebsrentengesetz. 

(3) Die Geltung sonstiger Benachteiligungsverbote oder Gebote der Gleichbehandlung wird 
durch dieses Gesetz nicht berührt. 2Dies gilt auch für öffentlich-rechtliche Vorschriften, die 
dem Schutz bestimmter Personengruppen dienen. 

3 Textnachweis ab: 18.8.2006. Das Gesetz wurde als Artikel 1 des Gesetzes vom 14.8.2006 I 1897 vom 
Bundestag beschlossen. Es ist gem. Art. 4 Satz 1 dieses Gesetzes am 18.8.2006 in Kraft getreten. 



(4) Für Kündigungen gelten ausschließlich die Bestimmungen zum allgemeinen und besonde-
ren Kündigungsschutz. 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

(1) Eine unmittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 genann-
ten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person in einer ver-
gleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine unmittelbare Benachtei-
ligung wegen des Geschlechts liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 auch im Falle einer un-
günstigeren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor. 

(2) Eine mittelbare Benachteiligung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen 
Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es sei denn, die betreffenden Vorschrif-
ten, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die 
Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich. 

(3) Eine Belästigung ist eine Benachteiligung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit 
einem in § 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die 
Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

(4) Eine sexuelle Belästigung ist eine Benachteiligung in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 
wenn ein unerwünschtes, sexuell bestimmtes Verhalten, wozu auch unerwünschte sexuelle 
Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell bestimmte körperliche Berührungen, Be-
merkungen sexuellen Inhalts sowie unerwünschtes Zeigen und sichtbares Anbringen von por-
nographischen Darstellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde der betreffen-
den Person verletzt wird, insbesondere wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Er-
niedrigungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

(5) Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt 
als Benachteiligung. Eine solche Anweisung liegt in Bezug auf § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 insbeson-
dere vor, wenn jemand eine Person zu einem Verhalten bestimmt, das einen Beschäftigten 
oder eine Beschäftigte wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt oder benachteili-
gen kann. 

§ 4 Unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer Gründe 

Erfolgt eine unterschiedliche Behandlung wegen mehrerer der in § 1 genannten Gründe, so 
kann diese unterschiedliche Behandlung nach den §§ 8 bis 10 und 20 nur gerechtfertigt wer-
den, wenn sich die Rechtfertigung auf alle diese Gründe erstreckt, derentwegen die unter-
schiedliche Behandlung erfolgt. 

§ 5 Positive Maßnahmen 

Ungeachtet der in den §§ 8 bis 10 sowie in § 20 benannten Gründe ist eine unterschiedliche 
Behandlung auch zulässig, wenn durch geeignete und angemessene Maßnahmen bestehende 
Nachteile wegen eines in § 1 genannten Grundes verhindert oder ausgeglichen werden sollen. 

Abschnitt 2 

Schutz der Beschäftigten vor Benachteiligung 

Unterabschnitt 1 

Verbot der Benachteiligung 

§ 6 Persönlicher Anwendungsbereich 



(1) Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind

1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
2. die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, 
3. Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche 

Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die 
ihnen Gleichgestellten. 

Als Beschäftigte gelten auch die Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsverhält-
nis sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist. 

(2) Arbeitgeber (Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen) im Sinne dieses Abschnitts sind natürliche 
und juristische Personen sowie rechtsfähige Personengesellschaften, die Personen nach Ab-
satz 1 beschäftigen. Werden Beschäftigte einem Dritten zur Arbeitsleistung überlassen, so gilt 
auch dieser als Arbeitgeber im Sinne dieses Abschnitts. Für die in Heimarbeit Beschäftigten 
und die ihnen Gleichgestellten tritt an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwi-
schenmeister.

(3) Soweit es die Bedingungen für den Zugang zur Erwerbstätigkeit sowie den beruflichen 
Aufstieg betrifft, gelten die Vorschriften dieses Abschnitts für Selbstständige und Organmit-
glieder, insbesondere Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen und Vorstände, entspre-
chend.

§ 7 Benachteiligungsverbot 

(1) Beschäftigte dürfen nicht wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt werden; 
dies gilt auch, wenn die Person, die die Benachteiligung begeht, das Vorliegen eines in § 1 
genannten Grundes bei der Benachteiligung nur annimmt. 

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Benachteiligungsverbot des Absatzes 1 
verstoßen, sind unwirksam. 

(3) Eine Benachteiligung nach Absatz 1 durch Arbeitgeber oder Beschäftigte ist eine Verlet-
zung vertraglicher Pflichten. 

§ 8 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen beruflicher Anforderungen 

(1) Eine unterschiedliche Behandlung wegen eines in § 1 genannten Grundes ist zulässig, 
wenn dieser Grund wegen der Art der auszuübenden Tätigkeit oder der Bedingungen ihrer 
Ausübung eine wesentliche und entscheidende berufliche Anforderung darstellt, sofern der 
Zweck rechtmäßig und die Anforderung angemessen ist. 

(2) Die Vereinbarung einer geringeren Vergütung für gleiche oder gleichwertige Arbeit wegen 
eines in § 1 genannten Grundes wird nicht dadurch gerechtfertigt, dass wegen eines in § 1 
genannten Grundes besondere Schutzvorschriften gelten. 

§ 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder Weltanschau-
ung

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder der 
Weltanschauung bei der Beschäftigung durch Religionsgemeinschaften, die ihnen zugeordne-
ten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigungen, die sich die 
gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, auch zu-
lässig, wenn eine bestimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung des Selbstver-
ständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick auf ihr Selbst-
bestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche Anforderung 
darstellt. 



(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung 
berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen zuge-
ordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die sich 
die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, von ih-
ren Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen Selbstver-
ständnisses verlangen zu können. 

§ 10 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen des Alters 

Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen des Alters auch zulässig, 
wenn sie objektiv und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt ist. Die Mittel 
zur Erreichung dieses Ziels müssen angemessen und erforderlich sein. Derartige unterschied-
liche Behandlungen können insbesondere Folgendes einschließen:  

1. die Festlegung besonderer Bedingungen für den Zugang zur Beschäftigung und zur beruf-
lichen Bildung sowie besonderer Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich 
der Bedingungen für Entlohnung und Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, um die 
berufliche Eingliederung von Jugendlichen, älteren Beschäftigten und Personen mit Für-
sorgepflichten zu fördern oder ihren Schutz sicherzustellen, 

2. die Festlegung von Mindestanforderungen an das Alter, die Berufserfahrung oder das 
Dienstalter für den Zugang zur Beschäftigung oder für bestimmte mit der Beschäftigung 
verbundene Vorteile, 

3. die Festsetzung eines Höchstalters für die Einstellung auf Grund der spezifischen Ausbil-
dungsanforderungen eines bestimmten Arbeitsplatzes oder auf Grund der Notwendigkeit 
einer angemessenen Beschäftigungszeit vor dem Eintritt in den Ruhestand, 

4. die Festsetzung von Altersgrenzen bei den betrieblichen Systemen der sozialen Sicherheit 
als Voraussetzung für die Mitgliedschaft oder den Bezug von Altersrente oder von Leistun-
gen bei Invalidität einschließlich der Festsetzung unterschiedlicher Altersgrenzen im Rah-
men dieser Systeme für bestimmte Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten und die 
Verwendung von Alterskriterien im Rahmen dieser Systeme für versicherungsmathemati-
sche Berechnungen, 

5. eine Vereinbarung, die die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ohne Kündigung 
zu einem Zeitpunkt vorsieht, zu dem der oder die Beschäftigte eine Rente wegen Alters 
beantragen kann; § 41 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt, 

6. Differenzierungen von Leistungen in Sozialplänen im Sinne des Betriebsverfassungsgeset-
zes, wenn die Parteien eine nach Alter oder Betriebszugehörigkeit gestaffelte Abfindungs-
regelung geschaffen haben, in der die wesentlich vom Alter abhängenden Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt durch eine verhältnismäßig starke Betonung des Lebensalters erkenn-
bar berücksichtigt worden sind, oder Beschäftigte von den Leistungen des Sozialplans 
ausgeschlossen haben, die wirtschaftlich abgesichert sind, weil sie, gegebenenfalls nach 
Bezug von Arbeitslosengeld, rentenberechtigt sind. 

Unterabschnitt 2 

Organisationspflichten des Arbeitgebers 

§ 11 Ausschreibung 

Ein Arbeitsplatz darf nicht unter Verstoß gegen § 7 Abs. 1 ausgeschrieben werden. 

§ 12 Maßnahmen und Pflichten des Arbeitgebers 

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz vor Benachtei-
ligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zu treffen. Dieser Schutz umfasst auch vor-
beugende Maßnahmen. 



(2) Der Arbeitgeber soll in geeigneter Art und Weise, insbesondere im Rahmen der beruflichen 
Aus- und Fortbildung, auf die Unzulässigkeit solcher Benachteiligungen hinweisen und darauf 
hinwirken, dass diese unterbleiben. Hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten in geeigneter 
Weise zum Zwecke der Verhinderung von Benachteiligung geschult, gilt dies als Erfüllung sei-
ner Pflichten nach Absatz 1. 

(3) Verstoßen Beschäftigte gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1, so hat der Ar-
beitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen zur Un-
terbindung der Benachteiligung wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung oder Kündigung zu 
ergreifen.

(4) Werden Beschäftigte bei der Ausübung ihrer Tätigkeit durch Dritte nach § 7 Abs. 1 be-
nachteiligt, so hat der Arbeitgeber die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und angemes-
senen Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten zu ergreifen. 

(5) Dieses Gesetz und § 61b des Arbeitsgerichtsgesetzes sowie Informationen über die für die 
Behandlung von Beschwerden nach § 13 zuständigen Stellen sind im Betrieb oder in der 
Dienststelle bekannt zu machen. Die Bekanntmachung kann durch Aushang oder Auslegung 
an geeigneter Stelle oder den Einsatz der im Betrieb oder der Dienststelle üblichen Informati-
ons- und Kommunikationstechnik erfolgen. 

Unterabschnitt 3 

Rechte der Beschäftigten 

§ 13 Beschwerderecht 

(1) Die Beschäftigten haben das Recht, sich bei den zuständigen Stellen des Betriebs, des Un-
ternehmens oder der Dienststelle zu beschweren, wenn sie sich im Zusammenhang mit ihrem 
Beschäftigungsverhältnis vom Arbeitgeber, von Vorgesetzten, anderen Beschäftigten oder 
Dritten wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt fühlen. Die Beschwerde ist zu 
prüfen und das Ergebnis der oder dem Beschwerdeführenden Beschäftigten mitzuteilen. 
(2) Die Rechte der Arbeitnehmervertretungen bleiben unberührt. 

§ 14 Leistungsverweigerungsrecht 

Ergreift der Arbeitgeber keine oder offensichtlich ungeeignete Maßnahmen zur Unterbindung 
einer Belästigung oder sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz, sind die betroffenen Beschäftig-
ten berechtigt, ihre Tätigkeit ohne Verlust des Arbeitsentgelts einzustellen, soweit dies zu ih-
rem Schutz erforderlich ist. § 273 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

§ 15 Entschädigung und Schadensersatz 

(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist der Arbeitgeber verpflichtet, den 
hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann der oder die Beschäftigte 
eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. Die Entschädigung darf bei einer Nicht-
einstellung drei Monatsgehälter nicht übersteigen, wenn der oder die Beschäftigte auch bei 
benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden wäre. 

(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung kollektivrechtlicher Vereinbarungen nur dann zur 
Entschädigung verpflichtet, wenn er vorsätzlich oder grob fahrlässig handelt. 

(4) Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten schriftlich 
geltend gemacht werden, es sei denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas anderes verein-
bart. Die Frist beginnt im Falle einer Bewerbung oder eines beruflichen Aufstiegs mit dem Zu-



gang der Ablehnung und in den sonstigen Fällen einer Benachteiligung zu dem Zeitpunkt, in 
dem der oder die Beschäftigte von der Benachteiligung Kenntnis erlangt. 

(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechtsvor-
schriften ergeben, unberührt. 

(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 begründet 
keinen Anspruch auf Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses, Berufsausbildungsver-
hältnisses oder einen beruflichen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt sich aus einem an-
deren Rechtsgrund. 

§ 16 Maßregelungsverbot 

(1) Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht wegen der Inanspruchnahme von Rechten nach 
diesem Abschnitt oder wegen der Weigerung, eine gegen diesen Abschnitt verstoßende An-
weisung auszuführen, benachteiligen. Gleiches gilt für Personen, die den Beschäftigten hierbei 
unterstützen oder als Zeuginnen oder Zeugen aussagen. 

(2) Die Zurückweisung oder Duldung benachteiligender Verhaltensweisen durch betroffene 
Beschäftigte darf nicht als Grundlage für eine Entscheidung herangezogen werden, die diese 
Beschäftigten berührt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) § 22 gilt entsprechend. 

Unterabschnitt 4 

Ergänzende Vorschriften 

§ 17 Soziale Verantwortung der Beteiligten 

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Beschäftigte und deren Vertretungen sind aufgefor-
dert, im Rahmen ihrer Aufgaben und Handlungsmöglichkeiten an der Verwirklichung des in § 
1 genannten Ziels mitzuwirken. 

(2) In Betrieben, in denen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes vorliegen, können bei einem groben Verstoß des Arbeitgebers gegen Vorschrif-
ten aus diesem Abschnitt der Betriebsrat oder eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft unter 
der Voraussetzung des § 23 Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungsgesetzes die dort genann-
ten Rechte gerichtlich geltend machen; § 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des Betriebsverfassungsge-
setzes gilt entsprechend. Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprüche des Benachteiligten geltend 
gemacht werden. 

§ 18 Mitgliedschaft in Vereinigungen 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten entsprechend für die Mitgliedschaft oder die Mit-
wirkung in einer  

1. Tarifvertragspartei,
2. Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören oder die eine 

überragende Machtstellung im wirtschaftlichen oder sozialen Bereich innehat, wenn ein 
grundlegendes Interesse am Erwerb der Mitgliedschaft besteht, 

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen. 

(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 dar-
stellt, besteht ein Anspruch auf Mitgliedschaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1 genannten 
Vereinigungen. 

Abschnitt 3 



Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr 

§ 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot 

(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, wegen 
des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität bei 
der Begründung, Durchführung und Beendigung zivilrechtlicher Schuldverhältnisse, die

1. typischerweise ohne Ansehen der Person zu vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl 
von Fällen zustande kommen (Massengeschäfte) oder bei denen das Ansehen der Person 
nach der Art des Schuldverhältnisses eine nachrangige Bedeutung hat und die zu ver-
gleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen oder 

2. eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben, 
ist unzulässig. 

(2) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft ist dar-
über hinaus auch bei der Begründung, Durchführung und Beendigung sonstiger zivilrechtlicher 
Schuldverhältnisse im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig. 

(3) Bei der Vermietung von Wohnraum ist eine unterschiedliche Behandlung im Hinblick auf 
die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewogener Sied-
lungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse 
zulässig.

(4) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf familien- und erbrechtliche 
Schuldverhältnisse. 

(5) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden keine Anwendung auf zivilrechtliche Schuldver-
hältnisse, bei denen ein besonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis der Parteien oder ihrer 
Angehörigen begründet wird. Bei Mietverhältnissen kann dies insbesondere der Fall sein, 
wenn die Parteien oder ihre Angehörigen Wohnraum auf demselben Grundstück nutzen. Die 
Vermietung von Wohnraum zum nicht nur vorübergehenden Gebrauch ist in der Regel kein 
Geschäft im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1, wenn der Vermieter insgesamt nicht mehr als 50 
Wohnungen vermietet. 

§ 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung 

(1) Eine Verletzung des Benachteiligungsverbots ist nicht gegeben, wenn für eine unter-
schiedliche Behandlung wegen der Religion, einer Behinderung, des Alters, der sexuellen I-
dentität oder des Geschlechts ein sachlicher Grund vorliegt. Das kann insbesondere der Fall 
sein, wenn die unterschiedliche Behandlung

1. der Vermeidung von Gefahren, der Verhütung von Schäden oder anderen Zwecken ver-
gleichbarer Art dient, 

2. dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre oder der persönlichen Sicherheit Rechnung 
trägt,

3. besondere Vorteile gewährt und ein Interesse an der Durchsetzung der Gleichbehandlung 
fehlt, 

4. an die Religion eines Menschen anknüpft und im Hinblick auf die Ausübung der Religions-
freiheit oder auf das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften, der ihnen zu-
geordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie der Vereinigungen, 
die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion zur Aufgabe machen, unter Beachtung 
des jeweiligen Selbstverständnisses gerechtfertigt ist. 

(2) Eine unterschiedliche Behandlung wegen des Geschlechts ist im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 
2 bei den Prämien oder Leistungen nur zulässig, wenn dessen Berücksichtigung bei einer auf 
relevanten und genauen versicherungsmathematischen und statistischen Daten beruhenden 



Risikobewertung ein bestimmender Faktor ist. Kosten im Zusammenhang mit Schwanger-
schaft und Mutterschaft dürfen auf keinen Fall zu unterschiedlichen Prämien oder Leistungen 
führen. Eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität ist im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn diese auf 
anerkannten Prinzipien risikoadäquater Kalkulation beruht, insbesondere auf einer versiche-
rungsmathematisch ermittelten Risikobewertung unter Heranziehung statistischer Erhebun-
gen.

§ 21 Ansprüche 

(1) Der Benachteiligte kann bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot unbescha-
det weiterer Ansprüche die Beseitigung der Beeinträchtigung verlangen. Sind weitere Beein-
trächtigungen zu besorgen, so kann er auf Unterlassung klagen. 

(2) Bei einer Verletzung des Benachteiligungsverbots ist der Benachteiligende verpflichtet, 
den hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Benachteiligende 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögens-
schaden ist, kann der Benachteiligte eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. 

(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung bleiben unberührt. 

(4) Auf eine Vereinbarung, die von dem Benachteiligungsverbot abweicht, kann sich der Be-
nachteiligende nicht berufen. 

(5) Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
geltend gemacht werden. Nach Ablauf der Frist kann der Anspruch nur geltend gemacht wer-
den, wenn der Benachteiligte ohne Verschulden an der Einhaltung der Frist verhindert war. 

Abschnitt 4 

Rechtsschutz 

§ 22 Beweislast 

Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien beweist, die eine Benachteiligung wegen eines in § 
1 genannten Grundes vermuten lassen, trägt die andere Partei die Beweislast dafür, dass kein 
Verstoß gegen die Bestimmungen zum Schutz vor Benachteiligung vorgelegen hat. 

§ 23 Unterstützung durch Antidiskriminierungsverbände 

(1) Antidiskriminierungsverbände sind Personenzusammenschlüsse, die nicht gewerbsmäßig 
und nicht nur vorübergehend entsprechend ihrer Satzung die besonderen Interessen von be-
nachteiligten Personen oder Personengruppen nach Maßgabe von § 1 wahrnehmen. Die Be-
fugnisse nach den Absätzen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie mindestens 75 Mitglieder ha-
ben oder einen Zusammenschluss aus mindestens sieben Verbänden bilden. 

(2) Antidiskriminierungsverbände sind befugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks in gerichtli-
chen Verfahren als Beistände Benachteiligter in der Verhandlung aufzutreten. Im Übrigen 
bleiben die Vorschriften der Verfahrensordnungen, insbesondere diejenigen, nach denen Bei-
ständen weiterer Vortrag untersagt werden kann, unberührt. 

(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im Rahmen ihres Satzungszwecks die Besorgung von 
Rechtsangelegenheiten Benachteiligter gestattet. 

(4) Besondere Klagerechte und Vertretungsbefugnisse von Verbänden zu Gunsten von behin-
derten Menschen bleiben unberührt. 

Abschnitt 5 



Sonderregelungen für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

§ 24 Sonderregelung für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter Berücksichtigung ihrer besonderen Rechtsstel-
lung entsprechend für  

1. Beamtinnen und Beamte des Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
sowie der sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

2. Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder, 
3. Zivildienstleistende sowie anerkannte Kriegsdienstverweigerer, soweit ihre Heranziehung 

zum Zivildienst betroffen ist. 

Abschnitt 6 

Antidiskriminierungsstelle 

§ 25 Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

(1) Beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird unbeschadet der 
Zuständigkeit der Beauftragten des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung die 
Stelle des Bundes zum Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes 
(Antidiskriminierungsstelle des Bundes) errichtet. 

(2) Der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwen-
dige Personal- und Sachausstattung zur Verfügung zu stellen. Sie ist im Einzelplan des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in einem eigenen Kapitel auszuwei-
sen.

§ 26 Rechtsstellung der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

(1) Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
ernennt auf Vorschlag der Bundesregierung eine Person zur Leitung der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes. Sie steht nach Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffentlich-rechtlichen 
Amtsverhältnis zum Bund. Sie ist in Ausübung ihres Amtes unabhängig und nur dem Gesetz 
unterworfen.

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung der Urkunde über die Ernennung durch 
die Bundesministerin oder den Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Tod  

1. mit dem Zusammentreten eines neuen Bundestages, 
2. durch Ablauf der Amtszeit mit Erreichen der Altersgrenze nach § 41 Abs. 1 des Bundesbe-

amtengesetzes,
3. mit der Entlassung. 

Die Bundesministerin oder der Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ent-
lässt die Leiterin oder den Leiter der Antidiskriminierungsstelle des Bundes auf deren Verlan-
gen oder wenn Gründe vorliegen, die bei einer Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit die 
Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Im Falle der Beendigung des Amtsverhältnisses er-
hält die Leiterin oder der Leiter der Antidiskriminierungsstelle des Bundes eine von der Bun-
desministerin oder dem Bundesminister für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vollzogene 
Urkunde. Die Entlassung wird mit der Aushändigung der Urkunde wirksam. 



(4) Das Rechtsverhältnis der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes gegenüber 
dem Bund wird durch Vertrag mit dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend geregelt. Der Vertrag bedarf der Zustimmung der Bundesregierung. 

(5) Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter zur Leitung der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes bestellt, scheidet er oder sie mit Beginn des Amtsverhältnisses aus dem 
bisherigen Amt aus. Für die Dauer des Amtsverhältnisses ruhen die aus dem Beamtenverhält-
nis begründeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und 
des Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken. Bei unfallverletzten Beamtin-
nen oder Beamten bleiben die gesetzlichen Ansprüche auf das Heilverfahren und einen Unfall-
ausgleich unberührt. 

§ 27 Aufgaben 

(1) Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt worden zu sein, 
kann sich an die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wenden. 

(2) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unterstützt auf unabhängige Weise Personen, 
die sich nach Absatz 1 an sie wenden, bei der Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz vor Be-
nachteiligungen. Hierbei kann sie insbesondere  

1. über Ansprüche und die Möglichkeiten des rechtlichen Vorgehens im Rahmen gesetzlicher 
Regelungen zum Schutz vor Benachteiligungen informieren, 

2. Beratung durch andere Stellen vermitteln, 
3. eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten anstreben. 

Soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung zuständig sind, lei-
tet die Antidiskriminierungsstelle des Bundes die Anliegen der in Absatz 1 genannten Perso-
nen mit deren Einverständnis unverzüglich an diese weiter. 

(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt auf unabhängige Weise folgende Aufga-
ben wahr, soweit nicht die Zuständigkeit der Beauftragten der Bundesregierung oder des 
Deutschen Bundestages berührt ist:  

1. Öffentlichkeitsarbeit, 
2. Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen aus den in § 1 genannten Gründen, 
3. Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen zu diesen Benachteiligungen. 

(4) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich betrof-
fenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages legen gemeinsam 
dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre Berichte über Benachteiligungen aus den in § 1 ge-
nannten Gründen vor und geben Empfehlungen zur Beseitigung und Vermeidung dieser Be-
nachteiligungen. Sie können gemeinsam wissenschaftliche Untersuchungen zu Benachteili-
gungen durchführen. 

(5) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich betrof-
fenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages sollen bei Benach-
teiligungen aus mehreren der in § 1 genannten Gründe zusammenarbeiten. 

§ 28 Befugnisse 

(1) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes kann in Fällen des § 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Be-
teiligte um Stellungnahmen ersuchen, soweit die Person, die sich nach § 27 Abs. 1 an sie ge-
wandt hat, hierzu ihr Einverständnis erklärt. 

(2) Alle Bundesbehörden und sonstigen öffentlichen Stellen im Bereich des Bundes sind ver-
pflichtet, die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unter-



stützen, insbesondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die Bestimmungen zum 
Schutz personenbezogener Daten bleiben unberührt. 

§ 29 Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen und anderen Einrichtun-
gen

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes soll bei ihrer Tätigkeit Nichtregierungsorganisatio-
nen sowie Einrichtungen, die auf europäischer, Bundes-, Landes- oder regionaler Ebene zum 
Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes tätig sind, in geeigneter 
Form einbeziehen. 

§ 30 Beirat 

(1) Zur Förderung des Dialogs mit gesellschaftlichen Gruppen und Organisationen, die sich 
den Schutz vor Benachteiligungen wegen eines in § 1 genannten Grundes zum Ziel gesetzt 
haben, wird der Antidiskriminierungsstelle des Bundes ein Beirat beigeordnet. Der Beirat be-
rät die Antidiskriminierungsstelle des Bundes bei der Vorlage von Berichten und Empfehlun-
gen an den Deutschen Bundestag nach § 27 Abs. 4 und kann hierzu sowie zu wissenschaftli-
chen Untersuchungen nach § 27 Abs. 3 Nr. 3 eigene Vorschläge unterbreiten. 

(2) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beruft im Einvernehmen 
mit der Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes sowie den entsprechend zuständi-
gen Beauftragten der Bundesregierung oder des Deutschen Bundestages die Mitglieder dieses 
Beirats und für jedes Mitglied eine Stellvertretung. In den Beirat sollen Vertreterinnen und 
Vertreter gesellschaftlicher Gruppen und Organisationen sowie Expertinnen und Experten in 
Benachteiligungsfragen berufen werden. Die Gesamtzahl der Mitglieder des Beirats soll 16 
Personen nicht überschreiten. Der Beirat soll zu gleichen Teilen mit Frauen und Männern be-
setzt sein. 

(3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend bedarf. 

(4) Die Mitglieder des Beirats üben die Tätigkeit nach diesem Gesetz ehrenamtlich aus. Sie 
haben Anspruch auf Aufwandsentschädigung sowie Reisekostenvergütung, Tagegelder und 
Übernachtungsgelder. Näheres regelt die Geschäftsordnung. 

Abschnitt 7 

Schlussvorschriften 

§ 31 Unabdingbarkeit 

Von den Vorschriften dieses Gesetzes kann nicht zu Ungunsten der geschützten Personen ab-
gewichen werden. 

§ 32 Schlussbestimmungen 

Soweit in diesem Gesetz nicht Abweichendes bestimmt ist, gelten die allgemeinen Bestim-
mungen. 

§ 33 Übergangsbestimmungen 

(1) Bei Benachteiligungen nach den §§ 611a, 611b und 612 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs oder sexuellen Belästigungen nach dem Beschäftigtenschutzgesetz ist das vor dem 18. 
August 2006 maßgebliche Recht anzuwenden. 



(2) Bei Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft sind 
die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse anzuwenden, die vor dem 18. August 2006 be-
gründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen von Dauerschuldverhältnissen. 

(3) Bei Benachteiligungen wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität sind die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse anzuwenden, 
die vor dem 1. Dezember 2006 begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für spätere Änderun-
gen von Dauerschuldverhältnissen. 

(4) Auf Schuldverhältnisse, die eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben, ist 
§ 19 Abs. 1 nicht anzuwenden, wenn diese vor dem 22. Dezember 2007 begründet worden 
sind. Satz 1 gilt nicht für spätere Änderungen solcher Schuldverhältnisse. 
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